
milienausgleichskasse in Zukunft 
das für Familienzulagen angesparte 
Vermögen für Löhne verwenden 
soll? Ich sage nein und stimme da-
her mit Nein!

Herbert Elkuch,
Landtagabgeordneter,
Platte 44, Schellenberg

Keine Diskriminie-
rung erwerbstätiger 
Mütter, Ja zur Wahl-
freiheit
Die Gegner der Initiative «Familie 
und Beruf» argumentieren, mit der 
Initiative würden nicht erwerbstäti-
ge Mütter und Familien mit traditio-
neller Rollenaufteilung diskrimi-
niert. Das stimmt nicht. Hingegen 
werden heute Familien, in denen 
beide Elternteile zumindest Teilzeit 
berufstätig sind, benachteiligt, 
denn für sie gestalten sich die Rah-
menbedingungen, um Familie und 
Beruf in Einklang zu bringen, durch 
den Stopp der Subventionierung 
neuer Kita-Plätze seit 2011 immer 
schwieriger. Heute ist nur noch in 
31 Prozent der Liechtensteiner 
Haushalte der Mann der Alleiner-
nährer der Familie. Erwerbstätig-
keit von Vätern und Müttern ist für 
sehr viele Familien in Liechtenstein 
eine Realität und oft auch eine Not-
wendigkeit. Nicht nur Mütter wollen 
Beruf und Familie vereinbaren, son-
dern auch viele Väter, die in der 
Diskussion völlig aussen vorgelas-
sen werden, als ginge sie Kinderbe-
treuung überhaupt nichts an! Oft 
scheitert die Vereinbarkeit an feh-
lenden familienfreundlichen Rah-
menbedingungen. Wir sagen Ja zur 
Wahlfreiheit und einem Nebenein-
ander verschiedener Familienmo-
delle.
Dazu kommt, dass die Kita-Finan-
zierung den Staat mit Annahme der 
Initiative ja nicht mehr Steuergelder 
kostet, sondern der dringend benö-
tigte Ausbau der  Kitas (einjährige 
Wartelisten) neu über die FAK fi-
nanziert wird, die fast ausschliess-
lich von den Arbeitgebern (97 Pro-
zent) gespeist wird. Ausserdem soll 
sich die Subvention nach dem tat-
sächlichen Betreuungsaufwand der 
Kitas richten und nicht nach den 
vorhandenen Plätzen. 
Die Unterstützung für alle Familien 
bleibt bei einem Ja zur Initiative 
gleich: Alle erhalten Kindergeld und 

die Geburtenzulage. Für Hausfrau-
en ohne eigenes Einkommen und 
selbstständig erwerbstätige Frauen 
gibt es eine einmalige und einkom-
mensabhängige Mutterschaftszula-
ge. Erwerbstätige Frauen erhalten 
Mutterschaftstaggeld, das bisher 
über die Taggeldversicherung finan-
ziert wurde, in die Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer je hälftig einzahlen. 
Mit einem Ja zur Initiative kommt es 
neu aus der Kasse der FAK. Profitie-
ren werden davon einerseits die Ar-
beitgeber, weil die Lohnnebenkos-
ten verringert werden. Andererseits 
profitieren aber alle Frauen davon, 
weil eine mögliche Schwangerschaft 
nicht mehr als finanzielles Risiko 
für das einzelne Unternehmen gese-
hen wird und es profitieren alle Ar-
beitnehmenden, weil die Prämien 
der Taggeldversicherung nicht 
mehr wegen Mutterschaftstaggel-
dern steigen. 
 
Informations- und Beratungsstelle 
für Frauen (Infra)

Trennung Staat/Kirche

Vorschlag zur
Ausgestaltung
Um die Schwierigkeiten, die sich für 
die Neuregelung des Verhältnisses 
von Kirche und Staat ergeben, wenn 
zwischen einer Gemeinde und der 
katholischen Kirche keine Einigung 
erzielt wird, zu vermeiden, bietet 
sich meines Erachtens folgende Lö-
sung an: Das Gesetz vom 12. Febru-
ar 1868 über die Regelung der Bau-
konkurrenzpflicht bei vorkommen-
den Kirchen- und Pfrundbaulichkei-
ten sowie das Gesetz vom 14. 
Juli 1870 über die Verwaltung des 
Kirchengutes in der Pfarrgemeinde 
werden durch das Religionsgemein-
schaftengesetz nicht aufgehoben; 
eine Änderung der in diesen Geset-
zen festgelegten Verhältnisse erfolgt 
durch ein neues Gesetz. Des Weite-
ren wird das Verhältnis zwischen 
der politischen Gemeinde und der 
katholischen Kirche betreffend ver-
mögensrechtliche Aspekte vertrag-
lich geregelt. Dabei tritt das Religi-
onsgemeinschaftengesetz unabhän-
gig von einer solchen vertraglichen 
Regelung in Kraft. Eventuell gibt es 
in dem oben erwähnten neuen Ge-
setz eine Ausstiegsklausel, welche 
besagt, dass bei Ablehnung des Ge-
setzes durch eine Gemeinde die bis-
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